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Inhalt. licher iſt, iſt eben das Problem des Reformwerkes. Nun iſt klar, daß 
„ die Landesgeſetzgebung weder über die techniſche Organiſation der l. f. 
Verwaltungs Gerichrehof und Verwaltungsreform. Von Moritz politiſchen Behörden, noch direct über die denſelben zuzuweiſende 
n 8 b Competenz zu entſcheiden hat; durch dieſe wird aber erſtere bedingt. 
e ge Wenn es daher die Aufgabe des Reformwerkes ift, den Dualismus 
Sm ele enen Beere dene be werb, c dae G. zwichen Aaalicher und autenemer Bernaltung zu befitigen und 
winke, daß die Gelen nei den Verpflegsvorſchuß Geldes hat, an der | wenn dies eine Aenderung der Grundſätze involvirt, auf welchen bis⸗ 
Verpflegsbedürftigkeit des Armen ſchuld geweſen fei, im Verwaltungsverfahren her die öffentliche Verwaltung überhaupt und ſomit auch die bisher 
nickt in Betracht gezogen werden. ($$ 28 und 39 des Heimatsgeſetzes.) vom Staate und ſeinen Organen geübte beruhte, ſo kann doch nur 
Cempetenz der Gemeinde zur Handhabung der Vorſchriften gegen Thierquäferei. der Reichsrath zu einer Geſetzgebung berufen fein, durch welche über 


Todtung des in einem e c e bieden 8 128 0 f den Umfang des Wirkungskreiſes der ſtaatlichen Organe verfügt und 
dienſteten. Bedingungen der Erſatzpflichtiakeit des letzteren 294 a. b. G. B.; 1 e ar Fer d ü ; 5 „ n ee, 
12. Pat. vom 7. März 1849, Nr. 154 R. G. Bl.; Erlaß der nieb öfter durch welche autonome und ſtaatliche Verwaltung in ein Syſtem 


Statt halterei vom 27. December 1852, Nr. 273 L. G. Bl.; Jagdpatent gebracht werden ſollen. Eine ſo weit geſtellte, auf die Organiſation 


vom 28. Februar 1786.) der ſtaatlichen Verwaltungsbehoͤrden rückwirkende Aufgabe würde 
Verordnungen, gewiß den Wirkungskreis der Landtage überſchreiten. Sache des 
Perfonalien. 2 Reichsrathes iſt es zu entſcheiden, ob etwas Aufgabe des Staates 
Erledigungen. ſei und ob das allgemeine Intereſſe fordere, daß dieſe Aufgabe durch 


die Organe des Staates oder unter ſeiner Controle durch Organe 
der Selbſtverwaltung und in welcher Weiſe zu beſorgen ſei. 


Geri | Wenn man ſich dem Geſagten gegenüber auf den $ 12 des 
Verwaltungs Gerichtshof und Berwaltungsreform. Grundgeſetzes über die Reichsvertretung vom December 1867 be— 
Bon Moritz von Kaiſerfeld. ruft und darauf, daß im § 11 desſelben die Geſetzgebung über die 

Gemeinden nicht ſpeciell aufgeführt iſt, die Anwendung macht, daß 

III. jede Reform der politiſchen Verwaltung, mit welcher eine Aenderung 


mean in den Beſtimmungen der gegenwärtig geltenden Gemeinde-Ordnungen 
Wir beſorgen nicht, mit den angedeuteten Zügen einer Ver- nothwendig verbunden iſt, nur unter Mitwirkung der Landtage er⸗ 
waltung nach Recht und Geſetz eine unausführbare Utopie gezeichnet folgen könne, ſo geht ein ſolcher Schluß ſicherlich zu weit. Wie ſehr 
zu haben, denn die Elemente für eine ſolche Organiſation find vor- auch, vielleicht mehr anſcheinend als wirklich, durch die revidirte Ver— 
handen und fungiren, wenn auch in wenig entſprechender Weiſe. Wir faſſung die legislative Competenz der Landtage erweitert worden 
verkennen aber auch nicht die Schwierigkeiten, welche ſich einer Reform ſein möge, ſo bleibt es doch ein feſtſtehender Grundſatz, daß ſich die 
in dieſem Sinne, ja jeder durchgreifenden Reform der politiſchen Landesgeſetzgebung innerhalb der allgemeinen Geſetze bewegen müſſe 
Verwaltung überhaupt in den Weg ſtellen und nicht die kleinſte und dieſen nicht widerſprechen dürfe. Alle gegenwärtig bei uns in 
dieſer Schwierigkeiten erblicken wir in der Concurrenz der Compe⸗ Geltung ſtehenden Gemeinde-Ordnungen gründen ſich aber auf das 
tenzen der Landtage und des Reichsrathes. Reichsgeſetz vom d. März 1862, womit grundſätzliche Beſtimmungen 
Jede wirkliche Reform der politiſchen Verwaltung bedingt eine zur Regelung des Gemeindeweſens vorgezeichnet wurden. Dieſes und 
Reform der Gemeindegeſetzgebung und vieler beſtehender, in der letzten nicht das revidirte Grundgeſetz über die Reichsvertretung hat die Hand— 
Zeit aus den Landtagen bervorgegangener Geſetze. Dieſer — übrigens habung der Ortspolizei in den ſelbſtſtändigen Wirkungskreis der 
nirgends vollſtändig definirte — Zweig der Geſetzgebung wird aber Gemeinden gewieſen, die Grenzen des Staatsaufſichtsrechtes normirt, 
als in den Wirkungskreis der Landtage gehörig betrachtet. den Inſtanzenzug in Angelegenheiten des ſelbſtſtändigen Wirkungs- 
Wenn es ſich um eine Reform der politiſchen Verwaltung kreiſes geregelt. Auch hat die revidirte Verſaſſung die Geſetzgebung 
handelt, wie fie von dem Bedürfniffe des Dienſtes eben io ſehr wie über die Grundzüge der Organiſation der Verwaltungsbehörden und 
von jenem der Bevölkerung gefordert wird, dann ſollen nach unſerer folglich auch die Geſetzgebung über die Frage dem Reichsrathe aue⸗ 
Anſicht nicht Dinge, welche in einem untrennbaren Zuſammenhange drücklich vorbehalten, welche Gegenſtän de der allgemeinen Verwaltung 
ſtehen, in Bezug auf die legislative Competenz deßhalb künſtlich aus— | von ſtaatlichen und welche derſelben, in welcher Weile und gegen 
einander gehalten werden, weil ein Theil dieſer Dinge nach dem welche Bürgſchaften von ſogenannten autonomen Organen zu beſorgen 
8 ſeien? Wenn nun heute die Reichsgeſetzgebung einen von ihr be— 


heutigen Stande der Geſetzgebung nicht ohne einige Willkür in den 
„ſelbſtſtändigen“ Wirkungskreis der Gemeinde eingereiht, der andere gangenen Fehler verbeſſern, durch ein allgemeines Geſetz die Orts⸗ 
aber in der Competenz der ſtaatlichen Behörden belaſſen wurde. Die polizei als einen Ausfluß der Staatsgewalt, was ſie ja doch iſt, 
Beſeitigung dieſes Dualismus, ſoweit er ein unnatürlicher und ſchäd⸗ aus dem ſogenannten „ſelbſtſtändigen“ Wirkungskreiſe der Gemeinden 
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ausſcheiden und mit der Handhabung derſelben den Gemeinde-Vor⸗ 
teher und zwar unter der directen Controle der ſtaatlichen Organe 
beauftragen möchte, könnte man dann jagen: der Reichsrath habe 
ſeine Competenz überſchritten, weil die nothwendige Folge einer 
ſolchen reichsgeſetzlichen Beſtimmung die Aenderung der auf die Hand— 
habung der Ortspolizei ſich beziehenden Beſtimmungen aller Gemeinde⸗ 
Ordnungen wäre? Spricht etwa der Umſtand für die Incompetenz 
des Reichsrathes, daß ein oder der andere Landtag ähnliche Aen— 
derungen in den Gemeindegeſetzen vorgenommen hat? Würde nicht 
pielmebe umgekehrt der Gedanke berechtigt ſein, daß der Landtag zu 
weit gegangen ſei wenn die Folge der gedachten Aenderungen eine 
Vermehrung der landesfürſtlichen politiſchen Behörden, eine Verkleine— 
rung ihrer Amtsgebiete, kurz eine Aenderung der techniſchen Orga— 
niſation der Verwaltungsbehörden wäre? Köunte der Reichsrath 
nicht mit Recht in einer ſolchen Uebung des landtäglichen Geſetzge— 
bungsrechtes einen Eingriff in ſeine Prärogative oder wenigſtens in 
fein Budgetrecht erblicken? Wenn den Wirkungskreis der Gemeinden 
nur die Landesgeſetzgebung zu beſtimmen hätte, daun würde in der 
That dieſe es ſein durch welche das Syſtem der öffentlichen Ver— 
waltung beſtimmt würde: denn dann wäre es ihr auch geſtattet, außer 
der Ortspolizei noch andere Zweige der allgemeinen Verwaltung ja 
ſelbſt die ganze bisherige politiſche Verwaltung als Agenden höherer 
Gemeindebildungen zu bezeichnen, wie es denn auch an derlei Ver— 
fuchen in einigen Landtagen wirklich nicht fehlte. 

Was hinſichtlich der Berechtigung des Reichsrathes in Bezug 
auf Aenderung gewiſſer mit der öffentlichen Verwaltung im Zu- 
ſammenhange ſtehender Beſtimmungen der beſtehenden Gemeindeord— 
nungen Geltung hat, gilt aber auch von den Bezirksvertretungen, 
von Verwaltungs-, Sammt-⸗ und anderen Gemeindebildungen, in 
welchen ſich die Landtage in ihrer organiſatoriſchen Verlegenheit ver— 
ſucht haben. Wenn die Inſtitution der Bezirksvertretung in Steier— 
mark und in einigen anderen Ländern durch die Landesgeſetzgebung 
eingeführt wurde, ſo hakte dieſe ihre Berechtigung dazu ebenfalls nur 
aus dem angeführten Reichsgeſetze vom 5. März 1862 genommen 
und wenn nunmehr die Reichsgeſetzgebung dieſe Inſtitution mit 
dem Syſteme der allgemeinen Landesverwaltung in eine harmoniſchere 
Verbindung bringt, als dies gegenwärtig der Fall iſt, ſo wird die 
Berechtigung der Reichsvertretung um ſo weniger in Zweifel gezogen 
werden dürfen, als die Bezirksvertretungen nicht Gemeinde,, ſondern 
eine Verwaltungseinrichtung und zumal die Bezirks-Aus⸗ 
ſchüſſe für manche öffentliche Angelegenheiten Verwaltungsbe— 
hörden, wenn auch ſogenannte autonome ſind. 

Die ſtaatsrechtliche Berechtigung der Landtage iſt auch heute 
noch nur aus den Landesordnungen zu entnehmen, welche bis jetzt 
eine Abänderung nicht erfahren haben. Wenn aber wirktich das revi— 
dirte Grundgeſetz über die Reichsvertretung durch die taxative Auf- 
zählung der in die Competenz der Reichsgeſetzgebung fallenden Gegen— 
ftände einem Zweifel darüber Raum ließe: wie weit dieſe auf dem 
Gebiete der Verwaltungsreform durch die Landtage beſchränkt ſei und 
wenn dieſer Zweifel ſeine Begründung in der Thatſache fände, daß 
durch das revidirte Grundgeſetz die legislative Berechtigung der Land— 
tage eine Erweiterung erfahren habe, ſo iſt doch andererſeits auch 
gewiß, daß, ſo wie die Reichsgeſetzgebung die Competenz der Land— 
tage zu erweitern berechtigt war, ſie auch berechtigt ſein müſſe, dieſelbe 
wieder zu mindern. Das revidirte Grundgeſetz über die Neichöver- 
tretung iſt ein Geſetzgebungsact und keineswegs ein Vertrag. Alles, 
was in dieſer Angelegenheit gewünſcht werden kann, iſt: daß die 
Landtage nach § 19 der Landesordnung um ihre Meinung befragt 
werden und zwar iſt dies um ſo wünſchenswerther als aus der 
Competeuz der Reichsgeſetzgebung keineswegs mit Nothwendigkeit 
folgt, daß die Reform der politiſchen Verwaltung in allen Ländern 
bis in's Detail eine uniforme ſei. Wie in Preußen könnte auch bei 
uns das Geſetz die Länder je nach der Dichtigkeit und dem Bildungs— 
grade ihrer Bevölkerung, je nach dem Ueberwiegen oder dem Mangel 
des ſtädtiſchen Elementes in Gruppen ſondern und den Verhältuiſſen 
entſprechend in denſelben die Verwaltung in verſchiedener Weiſe 
regeln. Eine Reform der Verwaltung von der Initiative der Landtage 
oder von Verhandlungen mit denſelben abhängig zu machen, dieſer 
widerſpruchsvolle Weg dürfte aber wohl niemals zum Ziele führen. 
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Mittheilungen aus der Praris. 


Im Falle der Armenverpflegskoſten-Erſatzforderung einer Ge⸗ 
meinde wider die Heimatsgemeinde des Verpflegten kann die 
Einwendung der letzteren Gemeinde, daß die Gemeinde, welche den 
Verpflegsvorſchuß geleiſtet hat, an der Verpflegsbedürftigkeit des 
Armen ſchuld geweſen ſei, im Verwaltungsverfahren nicht in Ber 
tracht gezogen werden. (§§ 2s und 39 des Heimatsgeſetzes.) 


Die 61jährige und taube Taglöhnerin Anna Maria M., zu— 
ſtändig nach Dorf J., wohnt ſchon ſeit vielen Jahren in der Ge— 
meinde B. Am 19. October 1873 ging dieſelbe Abends bei ſtarker 
Jinſterniß aus der Arbeit nach Haufe und fiel hiebei in das wenige 
Schritte vom Wege entfernte 4 Fuß tiefe gemauerte Schafbad des 
fürſtbiſchöflichen Niederhofes ſo unglücklich, daß ſelbe den linken 
Oberſchenkel brach und in ihre Wohnung gebracht werden mußte, 
wo fie von ihrem Quartiergeber verpflegt und vom ſtädtiſchen Arzte 
behandelt worden iſt. Der Baer Gemeindevorſteher erfuhr dieſe Er— 
krankung erſt Ende October 1873. Für dieſe Verpflegung und ärzt— 
liche Behandlung wurden im Ganzen 129 fl. 75 kr., liguidirt, 
welchen Betrag das Gemeindeamt B. von der Heimatsgemeinde 
Dorf J. der Verpflegten beanſpruchte. Die Heimatsgemeinde hat je⸗ 
doch nicht nur dieſe Krankenkoſten-Zahlung abgelehnt, ſondern auch 
noch das Anſinnen geſtellt, die Gemeinde B. möge verhalten werden, 
den jährlichen Lebensunterhalt der infolge ihres Beinbruches nun— 
mehr gänzlich erwerbsunfähigen obgenannten Greiſin fernerhin bei— 
zuſtellen, da dieſes ſogenaunte Schafbad hart an dem Gemeinde— 
wege in B. liege, und ſeit jeher ganz ohne Einfriedung oder fonſtige 
polizeilich gebotene Sicherheitsmaßregeln geweſen ſei, ſonach nur die 
grobe Außerachtlaſſung der polizeilich gebotenen Vorkehrungen Ur— 
ſache an dem Verunglücken der Maria M. geweſen war. 

Die Bezirkshauptmannſchaft F. hat hierauf am 28. Juli 1874, 
Z. 6430 unter Herabſetzung der von der Gemeinde B. liquidirten 
Verpflegskoſten auf 92 fl. auf Grund der §§ 28 und 29 des Ge— 
ſetzes vom 3. December 1863 erkannt, daß die Gemeinde Dorf J. 
ſchuldig ſei, binnen 14 Tagen der Gemeinde B. für die Verpflegung 
und Behandlung der Anna Maria M den Betrag von 92 fl. zu 
bezahlen. a 

Der Ber Gemeindevorſtaud wurde aber vom Bezirkshauptmann 
unter Einem ernſtlichſt angewieſen, dafür Sorge zu tragen, daß 
ſämmtliche für die Sicherheit der Perſon gefährlichen Brunnen, Ufer 
u. ſ. w. mit entſprechenden Einfriedungen oder Barrieren verſehen 
werden, und wurde es der Gemeinde Dorf J. anheimgeſtellt, gegen 
den Schuldtragenden den Civilproceß anzuſtrengen. 

Ueber Recurs der Gemeinde Dorf J. hat die Landesregierung 
unterm 17. Februar 1875, 3. 51 folgende Entſcheidung gefällt: 
„Aus den Verhandlungsacten geht hervor, daß die Einfriedung des 
in der Gemeinde B. nächſt eines Fußſteiges befindlichen, zu dem 
fürſtbiſchöflichen Maierhofe daſelbſt gehörigen Schafbades, in welches 
die nach Dorf J. zuſtändige, in der Gemeinde B. wohnhafte 61 
Jahr alte Taglöhnerin Anna Maria M. am 19. October 1873 
gegen 7½ Uhr Abends gefallen iſt, ſchon vor langer Zeit als noth— 
wendig erkaunt wurde und daß dieſe Einfriedung ſogleich, nachdem 
Anna Maria M. in das Schafbad gefallen war und hiebei einen 
Bruch des linken Oberſchenkels erlitt, als aus öffentlichen Rückſichten 
geboten hergeſtellt worden iſt. Da die Sorge für die Sicherheit der 
Perſon und des Eigentbums nach § 27 der ſchleſiſchen Gemeinde— 
ordnung in den ſelbſtſtändigen Wirkungskreis der Gemeinde gehört, 
es ſonach längſt Pflicht der Gemeinde B. geweſen wäre, dafür zu 
ſorgen, daß das in Rede ſtehende 4 Fuß tiefe Schafbad zur Ver— 
hütung von Unglücksfällen mit einer entſprechenden Einfriedung ver- 
ſehen werde, ſo hat die Gemeinde B. durch die Außerachtlaſſung 
dieſer ihrer Pflicht an der Verunglückung der Anna Maria M. 
Schuld getragen und fand ſonach die Landesregierung unter Behe— 
bung der Entſcheidung des Bezirkshauptmannes in F. vom 28. Juli 
1874, 3. 6430 zu erkennen, daß die für die Verpflegung und Be— 
handlung der Anna Maria M. aufgelaufenen Koſten von der Ge— 
meinde B. ohne einen Anſpruch eines Erſatzes von der Heimatsge— 
meinde zu beſtreiten ſind.“ 

Das Miniſterium des Innern fand mit Entſcheidung vom 5. 
Juni 1875, 3. 5278 dem von der Gemeinde B. diesfalls einge⸗ 


brachten Miniſterialrecurſe Folge zu geben, die angefochtene Ent- 
ſcheidung der Landesregierung zu beheben und unter Wiederinkraft⸗ 
ſetzung des Erkenntniſſes der k. k. Bezirkshanptmannſchaft F. zu erkennen, 
daß die Gemeinde Dorf J. ſchuldig ſei, die beſagten Krankenver⸗ 
pflegskoſten der Gemeinde B. in dem behördlicherſeits mit 92 fl. 
ö. W. adiuſtirten Betrage zu vergüten, „weil der Umſtand, daß der 
Gemeinde B. oder einer anderen Perſon aus der unterlaſſenen Ein— 
plankung des Unglücksortes eine Erſatzpflicht möglicher Weiſe er— 
wachſen fein kann, an der, der Zuſtändigkeits-Gemeinde nach § 28 
des Heimatsgeſetzes vom 3. December 1863 obliegenden Verpflichtung 
zum Erſatze der fraglichen Koften Nichts ändert, und weil über die 
Frage, ob und wer aus dem Titel eines Verſchuldens zur Leiſtung 
einer Entſchädigung verpflichtet ſei, nicht im Verwaltungswege ent⸗ 
ſchieden werden kann“. K. 


Competenz der Gemeinde zur Handhabung der Vorſchriften gegen 
Ihierguälerei. *) 


Die häufig vorkommende Ueberfüllung der Eiſenbahnwaggons 
mit Borſtenvieh von Seite der Verfender und die dadurch erfolgte 
Verletzung und Tödtung der Thiere hat das Handelswiniſterium 
veranlaßt mit dem Erlaſſe vom 26. Februar 1875, 3. 4700 die 
k. k. Landesſtellen aufmerkſam zu machen, daß ein ſolches Vorgehen 
als Thierquälerei anzuſehen iſt und daß die ſchuldtragenden Verſender 
nach Maßgabe der Verordnung vom 15. Februar 1855, R. G. Bl. 
Nr. 31 mit aller Strenge zur Verantwortung zu ziehen ſind. 

Die Statthalterei in Linz hat dieſen Miniſterial-Erlaß den 
Bezirkshauptmannſchaften intimirt. 

Die Citation der obigen Verordnung, welche die Beſtrafung 
der Thierquälerei in die Hand der „politiſchen Behörde“ legt, veran- 
laßte die Bezirkshauptmannſchaft R. zu der Anfrage, ob in Fällen 
der gedachten Art fie ſelbſt als Strafbehoͤrde einzutreten habe, oder 
ob ſich an den von dem Miniſterium des Innern au die Landesſtelle 
in Klagenfurt ergangenen Erlaß vom 15. November 1874, Z. 16,568 
zu halten Sei, womit principiell ausgeſprochen wurde, daß Thier⸗ 
quälereifälle in die Strafcompetenz der Gemeinden gehören? 

Das Miniſterium des Innern hat im Einvernehmen mit dem 


k. 5 Handelsminiſterium unterm 27. Juli 1875, 3. 10.131 der 
Statthalterei eröffnet, „daß die Beſtrafung der Uebertrerungen der 


Miniſterial-Verordnung vom 15. Februar 1855, Nr. 31 des Reichs⸗ 
geſetzblattes, womit eine Vorſchrift gegen Thierquälerei erlaſſen 
worden iſt, im Sinne des Staatsminiſterialerlaſſes vom 20. März 
1865, 3. 2272 (oberöſterr. & G. Bl. Nr. 7) in erſter Inſtanz 
in der Competenz der Gemeinden liegt und daß der Erlaß des k. k. 
Handelsminiſteriums vom 26. Februar 1875, 3. 4700, betreffend 
die Hintanhaltung der Ueberfüllung der Eiſenbahnwaggons beim 
Transporte von Borſtenvieh an dieſer Competenz nichts geändert hat, 
ſondern die Miniſterial⸗Verordnung vom 15. Februar 1855, Nr. 31 
eitirt weil dieſelbe die Grundlage des Strafverfahrens bei derartigen 
Uebertretungen bildet“. Pf. 


Tödtung des in einem Jagdrevier betroffenen fremden Hundes durch 
einen Jagdbedienſteten. Bedingungen der Erſatzpflichtigkeit des 
letzteren. ($$ 129% a. b. G. B.; 12. Pat. vom 7. März 189, 
Nr. 151 N. G. B., Erlaß der nied.⸗öſterr. Statthalterei vom 2%. 
December 1852, Nr. 473 L. G. B.; Jagdpat. vom 28. Februar 


1786.) 


Der Grundbeſitzer A. belangte den Jäger B. auf Zahlung 
eines durch Erſchießen eines Hundes verurſachten Schadenbetrages 
pr. 50 fl. ſammt Anhang. 

Das Bezirksgericht wies den Kläger mit ſeinem Begehren ab 
und verurtheilte ihn in den Erſatz der gegentheiligen Koſten von 
4 fl. 98 kr. aus folgenden den Sachverhalt enkhaltenden Gründen: 
Für die Klagebehauptung, daß der Geklagte den klägeriſchen Hund 
damals erſchoſſen hat, als derſelbe ſich bei den Knechten des Klägers 
befand und worauf ſich das Begehren ſtützt, wird ein Beweis nicht 


) M. vergl. die Mittheilung in Nr. 51 auf S. 203 des Jahrganges 1874 
dieſer Zeitſchrift. 
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angeboten, es iſt demnach dieſer Umſtand bei dem Widerſpruche des 
Geklagten für wahr nicht zu halten. Der Kläger gibt weiter nicht 
an, ob ſich ſein Hund damals, als derſelbe erlegt wurde, in Be— 
gleitung einer andern Perſon befunden habe; es muß daher ſchon 
aus dieſem Ergebniſſe der Verhandlung angenommen werden, daß der 
fragliche Hund damals allein herumlaufend im Reviere betreten wurde. 
Es wird aber auch vom Kläger nicht widerſprochen, daß derjenige 
Hund, welchen der Geklagte erſchoſſen hat, im Jagdreviere der Abtei 
zu K. angetroffen wurde, daß der Geklagte beeideter Jäger und 
Forſtwart der genannten Abtei und als ſolcher nach $ 13 der Ver⸗ 
ordnung des Miniſteriums des Innern vom 15. December 1852, 
3. 257 R. G. B. als die Perſon anzuſehen iſt, welcher die Beauf— 
ſichtigung der Jagd anvertraut wurde. Kläger ſtellt weiter nicht 
in Abrede, daß der Geklagte nur einen ſolchen Hund erſchoſſen hat, 
welcher im Jagdreviere herumirrte. Es iſt durch das im Zuſammen— 
hange aufgefaßte Ergebniß des Proceſſes erwieſen, daß der Geklagte 
am 6. Juli 1874 in feiner Eigenſchaft als beſtellter Jäger der Abtei 
in X. lediglich einen ſolchen Hund erſchoſſen hat, welcher im Jagd— 
reviere der genannten Abtei herumirrte Nachdem nun zufolge des 
§ 12 des k. Patentes vom 7. März 1849, Nr. 154 R. G. B. die 
beſtehenden jagdpolizeilichen Vorſchriften, in ſoweit denſelben das be— 
zogene Patent nicht entgegenſteht aufrecht erhalten wurden, und den 
Behörden deren genaue Handhabung zur Pflicht gemacht wurde, 
nachdem zufolge eben tiefer Jagdpolizeivorſchriften das Jagdauf— 
ſichtsperſonale nicht nur berechtigt, ſondern auch verpflichtet iſt, im 
Walde und auf dem Felde allein herumirreude Hunde zu erlegen, 
wie ſolches ausdrücklich auch durch den Statthalterei-Erlaß vom 27. 
December 1852, Nr. 473 L. G. B. für Niederöſterreich geſetzlich 
anerkannnt wurde, jo hat der Geklagte, als er am 6. Juli 1874 
den klägeriſchen Hund erſchoſſen hat, lediglich in Ausübung ſeiner ihm 
geſetzlich obliegenden Dienſtespflicht gehandelt, wofür er nach dem 
$ 1294 a. b. G. B. dem Kläger nicht verantwortlich iſt. Der Kläger 
muß demnach mit feinem unbegründeten, geſetzlich unzuläſſigen Be- 
gehren auf Schadenerſatz gänzlich abgewieſen und nach § 398 a. G. 
O. auch als ſachfällig gewordener Streittheil zum Erſatze der dem 
Geklagten verurſachten Koſten verurtheilt werden. 

Auf Appellation des Klägers hat das Oberlandesgericht in 
Graz das auf 25 fl. ermäßigte Klagebegehren ſammt Nebengebühren 
von einem dem Kläger aufgetragenen Haupteide und von einem ihm 
vorbehaltenen Schätzungseide abhängig gemacht und den Belangten 
in den Erſatz der Appellationskoſten von 12 fl. 30 kr. verfällt. 
Gründe: Von beiden Streittheilen wird zugegeben, daß der Ge— 
klagte den Hund des Klägers in dem Jagdreviere der Abtei X. ans 
gekroffen und dort erſchoſſen hat; ebenſo wird von dem Kläger auch 
zugeſtanden, daß der Geklagte als beeideter Jäger und Forſtwart 
der genannten Abtei beſtellt ſei. Streitig iſt bloß die Behauptung des 
Geklagten daß der von ihm erſchoſſene Hund des Klägers am 6. 
Juli 1874 und zwar damals und bevor er dieſen Hund erſchoſſen 
hat, gejagt habe, dann, daß er dieſen Hund allein im Jagdreviere 
herumirrend angetroffen hat, daß Geklagter alſo ſchon aus dieſem 
letzteren Grunde nach den beſtehenden Jagdpolizeivorſchriften, ins— 
beſondere nach der Miniſterialverordnung vom 15. December 1852, 
3. 5681, kraft ſeines Dienſtes als Jäger verpflichtet war, den Hund 
zu erſchießen, daher auch zu einem Erſatze des hiedurch dem Kläger 
verurſachten Schadens nicht verhalten werden könne. Allein die letztere 
Behauptung des Geklagten iſt vorliegend nicht entſcheidend, weil 
die angezogene Miniſterialverordnung beziehungsweiſe der Statt: 
haltereierlaß vom 27. December 1852, Nr. 473 L. G. B. für 
Niederöſterreich, auf welchen ſich die erſtrichterliche Entſcheidung ſtützt, 
eben nur für Niederöſterreich erlaſſen wurde, für Steiermark daher 
keine rechtsverbindliche Kraft hat, in letzterem Kronlande vielmehr im 
Hinblick auf § 12 des fall. Pat. vom 7. März 1849, Nr. 154 
R. G. B. nur die mit dem ſteiermärkiſchen Statthaltereierlaſſe vom 
28. Jänner 1853. Nr. 18 L. G. B 2. Abtheilung republieirten 
jagdpolizeilichen Vorſchriften des Jagdpatentes vom 28. Februar 
1786 maßgebend find, nach dieſen Vorſchriften aber, insbe- 
ſondere nach § 13 alinea 2 des obigen Statthaltereierlaſſes der 
Geklagte als beeideter Jäger den Hund des Klägers nur dann 
zu erſchießen berechtigt war, wenn er den Hund im Jagdrevier jagend 
angetroffen hat. Es obliegt daher dem Geklagten, die von dem Kläger 
widerſprochene Behauptung, daß erſterer den Hund des lepteren im 


Jagdreviere jagend angetroffen hat, auch zu erweiſen, weil ihm im 
entgegengeſetzten Falle im Hinblick auf die obigen jagdpolizeilichen 
Vorſchriften bezüglich des dem Kläger durch das Erſchießen ſeines 
Hundes zugefügten Schadens allerdings ein Verſchulden, welches den 
Kläger gemäß § 1295 b. G. B. zu dem Begehren des Schaden— 
erſatzes berechtigt, zur Laſt fällt. Dieſen Beweis hat der Geklagte 
durch den dem Kläger aufgetragenen und von dieſem auch ange— 
nommenen Haupteid herzuſtellen ſich erboten, daher auf denſelben 
erkannt, das Klagebegehren auf Erſatz des Schadens hievon abhängig 
gemacht und das erſtrichterliche Urtheil in dieſer Richtung abgeändert 
werden mußte. Belangend die vom Geklagten beſtrittene Höhe des 


angeſprochenen Schadenerſatzes, muß der Kläger, im Falle dem Ge- 


klagten der Beweis ſeiner Behauptung nicht gelingt, daher dem Vor— 
angeführten zufolge das Forderungsrecht des Klägers dargethan er— 
ſcheint, zur ſchätzungsweiſen Beſchwörung ſeines Schadens zugelaſſen 
werden, wobei jedoch bei dem Umſtande, als es dem Kläger allerdings 
möglich geweſen wäre, auch in anderer Weiſe den Werth des Hundes 
nachzuweiſen, der Betrag der Forderung gemäß § 218 a. G. O. 
einer Mäßigung unterzogen werden mußte, und die Beſtimmung 
eines Betrages von 25 fl. als der Billigkeit angemeſſen erkannt 
wurde. Die Zuerkennung der Gerichtskoſten an den ſachfälligen Streit— 
theil iſt im § 24 des Geſetzes vom 16. Mai 1874, Nr. 69 R. 
G. B. begründet, nachdem die vom Gerichte erfolgte Mäßigung des 
Betrages des Erſatzanſpruches im Falle des Obſiegens des Klägers 
kein Grund zur gegenſeitigen Aufhebung der Gerichtskoſten gemäß 
§ 25 des obigen Geſetzes ſein kann. Da der Kläger im Appellations⸗ 
zuge obgeſiegt hat, mußte demſelben gemäß § 24 des obigen Ge— 
ſetzes der Erſatz der Appellationskoſten zuerkannt werden. 

Auf die Reviſionsbeſchwerde des belangten B. hat der oberſte 
Gerichtshof mit Entſcheidung vom 2. Juni 1875, 3. 4590 das 
angefochtene oberlandesgerichtliche Erkenntniß mit dem Beifuͤgen, 
daß der Kläger A. die Appellationskoſten ſelbſt zu tragen habe, 
abgeändert, ſofort das Urtheil des Bezirksgerichtes vollinhaltlich 
beſtätigt und den Kläger zur Erſatzleiſtung der dem Belangten 
verurſachten Reviſionskoſten von 10 fl. ö. W. verurtheilt. Gründe: 
Der Kläger A. hat für ſeinen erſchoſſenen Haushund einen Schaden⸗ 
erſatz nach $ 1338 a. b. G. B. beim ordentlichen Richter in 
Anſpruch genommen, jedoch einen Umſtand dafür, daß der von 
ihm zur Erſatzleiſtung belangte Jäger B. beim Erſchießen des 
Hundes ein Strafgeſetz übertreten habe, ſelbſt nicht behauptet; wornach 
alſo auf den vorliegenden Rechtsſtreit nicht die wegen eines Schaden— 
erſatzes den ſtrafgerichtlichen und politiſchen Behörden eingeräumten 
Befugniſſe, ſondern die im 30. Hauptſtücke des a. b. G. B. normirten 
Grundſätze ihre Anwendung hatten, und demnach bei dem ausdrück⸗ 
lichen Widerſpruche des Belangten die Beweisführung für ein 
erſatzpflichtiges Verſchulden desſelben im Sinne der §§ 1294, 1295 und 
1296 des a. b. G. B. nur dem Kläger oblag. Da jedoch der 
Kläger die ihm obgelegene Nachweiſung eines ſolchen gegentheiligen 
Verſchuldens weder ſchon erbracht noch angeboten hat, mußte in 
Stattgebung der Reviſionsbeſchwerde des Belangten das bedingte 
oberlandesgerichtliche Erkenntniß mit dem Beifügen, daß der Kläger 
die ſich willkürlich verurſachten Appellationskoſten ſelbſt zu tragen 
habe, abgeändert und das Urtheil des Bezirksgerichtes auch mit Hin— 
weiſung auf deſſen thatſächliche Gründe vollinhaltlich beſtätiget und 
der gänzlich ſachfällige Kläger im Sinne der 88 24—26 des R. G. 
B. vom 16. Mai 1874, Z. 69 zur Erſatzleiſtung der gegentheiligen 
Reviſionskoſten verurtheilt werden. 

Ger⸗Itg. 


Verordnung. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern bom 7. Juni 1875, 3. 7830 in Betreff der 
Ermöglichung baldiger und richtiger Abſchiebung von aus der Haft tretenden 
Sträflingen. 


Es kommt häufig vor, daß aus der Haft tretende Sträflinge, gegen 
welche Abſchiebungserkenntniſſe gefällt werden, in Folge ungenauer oder unrichti⸗ 
ger Daten der bezüglichen Auskunftstabellen über ihre Zuſtändigkeit unrichtig 
inſtradirt werden, wodurch Zurückſchiebungen und bedeuten de Mehrkoſten verur- 
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| ſacht werden, oder auch daß ſolche Sträflinge nach ihrer Entlaſſung aus der ge- 
richtlichen Haft bis zur Conſtatirung ihrer Heimat in politiſcher Verwahrungshaft 
behalten werden müſſen. 

Um nun die Schubbehörden in die Lage zu ſetzen, der Beſtimmung des 
Is 4 des Schubgeſetzes vom 27. Juli 1871, Nr. 88 des R. G. Bl., wornach 
jedem Schuberkenntniſſe die Feſtſtellung der Zuſtänd'gkeit des Abzuſchiebenden 
voranzugehen hat, genau nachzukommen, und unrichtige Abſchiebungen hintanzu— 
halten ſowie anderſeits die Koſten der Verwahrungshaft entlaſſener Sträflinge bis 
zur Sicherſtellung ihrer Heimat möglichſt zu vermeiden, hat das k. k Juſtizmi⸗ 
niſterium über hierortiges Erſuchen, die in Abſchrift beiliegende Weiſung vom 
24. Mai 1875, 3. 6719 ) an die ſämgmtlichen Oberlandesgerichts-Präſidien und 
Oberſtaatsanwaltſchaften erlaffen, wodurch die Gerichtshöfe und Strafanſtalten 
beauftragt werden, die Auskunftstabellen über Sträflinge, welche ihre Strafe bei 
Gericht verbüßen, gleich beim An' ritte der Strafe, und rückſichtlich jener Sträf— 
linge, welche in Strafanſtalten verwahrt werden, mindeſtens ſechs Monate vor 
dem Ende der Strafzeit den in der Verordnung vom 8. März 1858, Nr. 44 
R. G. B. bezeichneten Behörden mit Beilegung etwaiger Zuſtändigkeitsdocamente 
vorläufig zur Einſicht mitzutheilen. 

Die Schubbehörden kommen hiedurch in die Lage, die Hei ma' des Sträflings, 
in jo ferne diejeibe nicht zweifellos feſtſteht, ſofort und ſchon während der Straf— 
zeit zu erheben und haben die ihnen zur Einſicht miigetheilten Auskunftstabellen 
nach Entnahme der noͤthigen Daten ſogleich wieder zurückzuſtellen, wornach die 
definitive Uebergabe der Auskunftstabellen mit der Bemerkung über das Verhal⸗ 
ten des Sträflings während der Strafzeit wie bisher bei der Ablieferung des ent⸗ 
laſſenen Sträflings an die politiſche Behörde erfolgt. 

Hinſichtlich der bloß wegen Uebertretungen Verurtheuten bleiben die beſte— 
henden Vorſchriften aufrecht, wornach die Anskunftstabellen, wie es im § 7 der 
obigen Verordnung angeordnet ift, von den k. k. Bezirksgerichten unmittelbar bei 
Anordnung der Strafvollſtreckung, d. i. beim Antritte der Strafe den politiſchen 
Behörden zu übergeben ſind. 

Die k. k. Statthalterei wird aufgefordert die politiſchen Unterbehörden hie— 
nach entſprechend anzuweiſen und denſelben bei dieſem Anlaſſe gleichzeitig auch 
einzuſchärfen, die zum Zwecke der Sicherſtellung der Heimat von zur Abſchiebung 
beſtimmten Individuen einlaufenden Anfragen überhaupt ſtets mit der mögfich- 
ſten Beſchlennigung zu beantworten, um jeder unnöthigen Verlängerung der Ver⸗ 
wahrungshaft ſolcher Perſonen und der Vermehrung der Koſten vorzubeugen, 


) Schon mitgetheilt in Nr. 26 dieſes Jahrganges der Zeitſchrift. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben die Erhebung der k. und k. Conſularagentien in Ll— 
merik und Belfaſt zu Honorar Viceconſulaten genehmigt und den Handelsmann John 
Richard Tins ly in Limerik ſowie den Handelsmann Robert Andrews in Belfaſt 
zu Viceconſuln daſelbſt ernannt. 
er Zi Ren 1 5 den Oberfinanzräthen der Generaldirection der Ta— 

akrezie Eduard Ritter v. Eſcherich und Ignaz Latzl den eiſer K m 
dritter Claſſe taxfrei verliehen. n — ‚ ee 

Seine Majeſtät haben dem im Finanzminiſterinm S ar 
Direction der Staatsſchuld Dr. Friedrich Ritter v. Ne 
Fun N 5 or ＋ „ 
frei den Titel und Charakter eines Finanzrathes verliehen. 

Seine Majeftät haben dem Vermeſſungsinſpector Ferdinand Procopp bei 
deſſen Penſionirang das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Director des Oberkammeramtes der Reichshaapt⸗ 
ſtadt Wien Karl Ga ber das Ritterkreuz des FranzJoſeph-Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem mähriſchen Statthaltereirathe Franz Sankon bet 
deſſen Penſionirung die a. h. Zufriedenheit bekanntgegeben. 

Seine Majeſtät haben den Bezirkshauptmann Joſeph Jaunſchka zum Statt— 
haltereirathe in Mähren ernannt. 

Seine Majeftät haben dem Bezirkshauptmann Silver Ritter v. Thullie den 
Titel und Charakter eines Statthaltereirathes tarfrei verliehen. 
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Erledigungen. 


Ingenieursſtelle füc den Staatsbaudienſt in Schleſien mit der neunten Rangs⸗ 
claſſe eventuell e ne Banadjunctenitelle mit der zehnten Rangeclaſſe eventuell eine 
Baupraktikantenſtelle mit 500 fl. Adjurum, bis 8. September. (Amtsbl. Nr. 172.) 

Secretärsſtelle mit der achten Rangsclaſſe bei der dalmatiniſchen Statihalterei, 
bis 24. Auguft. (Amtsbl. Nr. 174.) 


Die G. J. Manz'ſche Buchhandlung in Wien ſucht 
1 Exemplar der Zeitſchrift für Verwaltung, herausgegeben 
von Dr. Jaeger, Jahrgang I. und II., gut erhalten, und 
erbittet gefl. Offerten direct per Correſpondenz⸗Karte. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Für den Drack verantwortlich C. Piſtori 


